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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Der Bundesrat schickte den Verordnungsentwurf zum Raumplanungsgesetz im
September in die Vernehmlassung. Die Kantone, der Baumeisterverband und der Vorort
stimmten dem Entwurf im Grossen und Ganzen zu. Die Umweltverbände waren jedoch
nicht zufrieden. Sie bemängelten unter anderem, dass ein Hof auch dann noch als
überwiegend bodenabhängig gelten soll, wenn die Hälfte des Einkommens aus Hors-
sol-Produkten stammt. 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Bundesrat hat das revidierte Raumplanungsgesetz und die Anwendungsverordnung
auf Anfang September in Kraft gesetzt. Die im Juni verabschiedete Verordnung war bis
zuletzt umstritten. Bauern und Landschaftsschützer rangen um den Grad der
Deregulierung. Der Bundesrat wollte die raumplanerischen Bestimmungen für die
Landwirtschaftszone schliesslich nicht zu stark lockern, weil er eine chaotische
Siedlungsentwicklung mit irreversiblen Schäden für die Landschaft befürchtete.
Ausserdem wollte er das Gewerbe in der Bauzone nicht konkurrenzieren. Der Bau von
Treibhäusern zur Hors-sol-Produktion, die Errichtung von Masthallen sowie die
Umnutzung von Landwirtschaftsgebäuden zu Wohnhäusern und betriebsnahen
Nebenbetrieben ist nach der Verordnung nur zulässig, wenn der Bauernbetrieb auf ein
Zusatzeinkommen unbedingt angewiesen ist. Der Zusatzverdienst darf zudem den
Verdienst aus dem angestammten Betrieb nicht übertreffen. Der Bundesrat stellte klar,
dass er zu raschen Korrekturen greifen werde, sollten die Bestimmungen sich negativ
auf die Landschaftsentwicklung auswirken. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.09.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Juni gab das UVEK gestützt auf das seit 2000 geltende Raumplanungsgesetz den
Entwurf für eine Teilrevision der Raumplanungsverordnung in die Vernehmlassung mit
dem Ziel, die Änderung bestehender Gebäude ausserhalb der Bauzone präziser zu
regeln: Erweiterungen sollten wenn möglich innerhalb des bestehenden
Gebäudevolumens erfolgen. Insbesondere soll die Verordnung festlegen, in welchem
Ausmass Gebäude verändert werden dürften, die ursprünglich landwirtschaftlich
genutzt wurden, aber inzwischen für diesen Zweck nicht mehr benötigt werden. Die
Reaktionen auf den Entwurf fielen kontrovers aus: Während die
Landwirtschaftsverbände und die SVP mehr Handlungsspielraum für die Landwirtschaft
forderten, ging der Vorschlag den Natur- und Tierschutzverbänden zu weit; sie lehnten
eine Öffnung der Landwirtschaftszone klar ab. Auf eine Anfrage Aeschbacher (evp, ZH)
(02.1115), ob die Änderung der Raumplanungsverordnung nicht die Ziele der
Raumplanung und des Landschaftsschutzes aushöhle, erwiderte der Bundesrat, er sei
sich der Problematik der Zersiedelung bewusst, die mit der Zulassung
landwirtschaftsfremder Nutzungen ausserhalb der Bauzonen verbunden sei. 3

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr hiess der Bundesrat eine Teilrevision der Raumplanungsverordnung gut.
Sie präzisiert, in welchem Ausmass bestehende Gebäude ausserhalb der Bauzone
verändert werden können, welche ursprünglich landwirtschaftlich genutzt wurden,
inzwischen aber für diesen Zweck nicht mehr benötigt werden. Gegen den Antrag der
UREK gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Dupraz (fdp, GE) (02.453)
Folge, welche eine Änderung des Raumplanungsgesetzes verlangt. Die Kantone sollen
künftig allein über Umbau- und Umnutzungsmöglichkeiten landwirtschaftlicher Bauten
ausserhalb der Bauzone, die nicht mehr zonenkonform genutzt werden, entscheiden
können. Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies die kleine Kammer eine Motion
Lauri (svp, BE) (03.3343), welche die Nutzung ganzjährig bewohnter landwirtschaftlicher
Gebäude erleichtern will; die grosse Kammer stimmte einer Motion der SVP-Fraktion
mit ähnlicher Stossrichtung zu. 4

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.12.2003
MAGDALENA BERNATH

1) NZZ, 24.9. und 24.11.99; BaZ, 24.11.99; SN, 24.11.99; TA, 26.11.99; NLZ, 20.12.99; SZ, 17.12.99.
2) Presse vom 29.6.00.
3) AB NR, 2002, V, Beilagen, S. 80 f.; BBl, 2002, S. 4179; Bund, 21.9.02; SN, 25.9.02; SZ, 26.9.02; NZZ, 7.10.02; NLZ, 9.10.02.
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4) AB NR, 2003, S. 1967 ff. und Beilagen V, S. 181 ff.; AB SR, 2003, S. 943 f.; AB NR, 2003, S. 1725 und Beilagen IV, S. 584; BZ,
23.10.03.; BaZ, 31.1.03; NZZ, 5.2.03.
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